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Land zahlt für Pensionslasten
Das Land NRW will das Loch in den Pensionskassen mit einem gewaltigen finanziellen Kraftakt schließen. Mit dieser Maßnahme reagiert NRW erstmals wirkungsvoll auf die explodierenden Pensionslasten des Landes für die Beamten. Angesichts sprudelnder Steuereinnahmen zahlt NRW in diesem Jahr 700 Millionen EURO zusätzlich in den Versorgungsfonds. Außerdem gibt NRW für jeden neuen Beamten 500 EURO im Monat extra in den Pensionstopf als wirksame Vorsorge. Dazu CDU-Haushaltsexperte Volkmar Klein: “Es wäre völlig unanständig, die Bezahlung künftiger Beamtenpensionen unseren Kindern zu übertragen“. Nach Angaben Kleins hat das Land derzeit Pensionsverpflichtungen in Höhe von 116 Milliarden EURO. Dem stehen im Pensionsfonds aber bisher nur 858  Millionen EURO gegenüber, weil bis 1999 keine Rückstellungen erfolgten. Erst 1999 waren 0,2 Prozent der Beamtengehälter, wie ich bereits mehrfach hier berichtet hatte, eingezahlt worden, bis 2003 stieg die Quote auf 0,8 Prozent – und wurde danach nicht mehr erhöht. 2004 leistete NRW eine einmalige Zahlung von 36 Millionen EURO. „Der Versorgungsfonds muss ergänzt werden zur Abfederung der großen Versorgungslasten“.   

Der bisherige Versorgungsfonds NRW wurde zum 01.01.2006 in Versorgungsrücklage NRW umbenannt, ansonsten hat sich rechtlich nichts geändert. Der Rücklage werden nach wie vor zum 01.07. eines Jahres die jeweiligen Besoldungsabschlage des Vorjahres zugeführt, so dass sich derzeit (Stichtag: 31.12.2006)  über 955 Mio.  (zzgl. anteiliger Zinsen für 2006) in dieser Rücklage befinden.

Durch einen neuen, zusätzlichen Versorgungsfonds, der zum 01.01.2006 gegründet wurde und den alten Namen der heutigen Versorgungsrücklage übernommen hat, ist wohl vereinzelt der Eindruck entstanden, dass Gelder der Versorgungsrücklage anderweitig angelegt werden können. Dies ist aber nicht der Fall; die Gelder der Versorgungsrücklage NRW müssen nach wie vor sicher, vom Landeshaushalt getrennt angelegt werden und dürfen nicht vor 2018 ausgegeben werden. Ab 2018 ist dann auch nur eine Verwendung der Mittel für die Versorgungsausgaben des Landes zulässig - hier hat es also keinerlei Änderungen gegeben und es sind auch keine  Änderungen geplant. 

Der o.g. zusätzliche Versorgungsfonds, der seit dem 01.01.2006 für jeden neuen Beamten 500  pro Monat "auf die hohe Kante" legt, wird getrennt von der bisherigen Versorgungsrücklage von einem anderen Referat im Finanzministerium verwaltet. Dieser Fonds hat bereits ein Volumen von  über 20 Mio. Euro und soll für die Versorgungszahlungen dieser neuen Beamten - also in ca. 30 und mehr Jahren - verwendet werden. Auch hier ist eine zweckfremde Verwendung gesetzlich ausgeschlossen.

Auszüge aus der GdP-Presse  zum G8-Gipfel:

Zur Sicherung des im Juni stattfindenden G8-Gipfels in Heiligendamm werden auch etwa 2.200 Polizisten aus Nordrhein-Westfalen eingesetzt. Die ersten 400 Beamten seien bereits seit zwei Wochen am Tagungsort, teilte ein Sprecher des NRW-Innenministeriums mit. Neben Hundertschaften der Polizei werden auch 170 Rettungssanitäter und Notärzte aus Nordrhein-Westfalen beim G8- Gipfel vor Ort sein. Trotz des Einsatzes in Heiligendamm sei während des Gipfels nicht mit Engpässen bei den Behörden in NRW zu rechnen. Das trifft  auch für den Kreis Steinfurt zu, aus dem bisher nur drei Beamte abgeordnet wurden.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) in Nordrhein-Westfalen erwartet bestmöglichen Schutz für die beim G 8-Gipfel eingesetzten Polizeibeamten durch kluge Einsatztaktik. Die Beamten aus Nordrhein-Westfalen waren von den Rostocker Krawallen nicht betroffen. 

GdP-Landesvorsitzender Frank Richter bekundet sein Mitgefühl mit den Kolleginnen und Kollegen, die bei ihrem Einsatz in Rostock zum Teil schwer verletzt wurden.

Frank Richter betont, dass Deeskalation grundsätzlich die richtige Einsatztaktik ist. Sie habe aber dort ihre Grenzen, wo Polizeibeamte zu Prügelknaben gemacht werden. Es gehe darum, im Dialog mit den friedlichen Demonstranten alles dafür zu tun, dass diese ihr Grundrecht auf Versammlungsfreiheit wahrnehmen können. Dialogunfähigen gewaltbereiten Störern und potenziellen Straftätern müssten mit allen polizeilichen Einsatzmitteln deren Grenzen deutlich aufgezeigt werden.

Der Einsatz von Gummigeschossen, so Freiberg, hätte zum Beispiel in Rostock die Lage nur verschärft. Die Polizei habe sich darauf eingestellt, dass sich unter den Tausenden friedlicher Globalisierungskritiker eine Großzahl besonders gewaltbereiter Teilnehmer aus dem In- wie aus dem Ausland befinde. Deshalb sei die Polizei nach den Ereignissen am Samstag bei den Demonstrationen besonders präsent und würde konsequent einschreiten, wenn sich Straftaten anbahnten.

Der in der deutschen Nachkriegsgeschichte größte Einsatz ging nach Einschätzung der Gewerkschaft der Polizei (GdP) personell und physisch an die Grenzen der Polizei. „Mit übermenschlicher Kraftanstrengung und unter kaum vertretbaren Belastungen haben unsere Beamtinnen und Beamten die Sicherheit des Gipfels gewährleistet“, sagte der GdP-Bundesvorsitzende

Konrad Freiberg am Freitag in Rostock. „Meine Kolleginnen und Kollegen waren zum Teil über 30 Stunden ununterbrochen im Einsatz.    

Noch am Donnerstag wurden die letzten Reserven der Bundesländer mobilisiert, um die Lage zu            entlasten.“ Dennoch sei es der Polizei gelungen, die Sicherheit der Staatsgäste zu garantieren, friedliche Demonstrationen zu ermöglichen und gut organisierte kriminelle Gewalttäter letztlich in ihre Schranken zu weisen. „Wir haben immer davor gewarnt, die Polizei kaputt zu sparen. Der G8-Einsatz hat gezeigt, dass wir kurz davor stehen. Nur dem persönlichen Engagement jeder einzelnen Kollegin und jedes einzelnen Kollegen ist es zu verdanken, dass dieser Großeinsatz noch

beherrscht werden konnte. Die hohe Zahl der Verletzten macht uns betroffen.“

Die Innenministerkonferenz, so forderte Freiberg, solle den G8-Einsatz gründlich aufarbeiten. „Die Unterbringung der Kräfte und auch die Versorgung mit Essen und Trinken wiesen zum Teil erhebliche und nicht zu akzeptierende Mängel auf. Wer bei einem solchen Einsatz über 16 Stunden

keine warme Mahlzeit in den Magen bekommt, ist kurz davor, die Brocken hinzuwerfen“.
Euer
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